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Neufassung der Wahlordnung zum Hessischen Personalvertretungsgesetz  
  
 

Die Wahlordnung zum Hessischen Personalvertretungsgesetz (HPVGWO) vom 24. Ok-

tober 2023 ist am 6. November 2023 im GVBl. auf Seite 706 verkündet worden. 

 

Im Wesentlichen sind die Aufgaben des Wahlvorstandes und die Vorgaben an die Vor-

bereitung und Durchführung der Personalratswahlen auch nach der Neufassung der 

HPVGWO gleichgeblieben. Auf folgende Neuerungen wird gesondert hingewiesen. 

Es wird gebeten, das Schreiben zugleich den Personalvertretungen in den Dienststellen 

zuzuleiten. 

 

Zu § 1 Wahlvorstand 

In § 1 Abs. 1 Satz 3 HPVGWO wird auf entsprechend anzuwendende Vorschriften des 

HPVG verwiesen und so dem Wahlvorstand wie dem Personalrat die elektronische Sit-

zungsführung ermöglicht und er zum Einhalten datenschutzrechtlicher Vorschriften an-

gehalten (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 3 HPVGWO). 

Auch bei elektronischer Sitzungsführung des Wahlvorstandes bleibt die Unterzeichnung 

von Protokollen zu Sitzungen, in denen ein Beschluss gefasst wurde, durch sämtliche 

Wahlvorstandsmitglieder erforderlich (vgl. § 1 Abs. 2 HPVGWO). Dies gilt auch bei 

elektronischer Bekanntmachung von bestimmten Wahldokumenten (siehe nachfolgend 

zu § 2 HPVGWO) für die zu Grunde liegenden zu unterzeichnenden Papierdokumente. 

Es empfiehlt sich daher bei der Auswahl und Bestellung der Wahlvorstandsmitglieder 

an deren Erreichbarkeit vor Ort zwecks Sitzungsteilnahme oder Unterschriftsleistung zu 

denken.   

Einer Unterschriftsleistung vor Ort steht somit selbst eine wechselweise Dienstaus-

übung in Homeoffice nicht entgegenstehen, da die einzelnen Mitglieder des Wahlvor-

standes dann dessen Dokumente an ihren Anwesenheitstagen in der Dienststelle auch 

nacheinander unterzeichnen können. 

 

Zu §§ 1 und 2 i.V.m. § 49 Elektronische Kommunikation und Bekanntmachungen 

des Wahlvorstandes 

Den Wahlvorständen wird die Möglichkeit eröffnet, die Zusendung von Erklärungen ihm 

gegenüber und Bekanntmachungen nun wahlweise zusätzlich oder ausschließlich elekt-

ronisch vorzunehmen (vgl. §§ 2 Abs. 2 bis 4 und 49 Abs. 2 und 3 HPVGWO). 
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Sofern der Wahlvorstand die elektronische Kommunikation ihm gegenüber zulassen 

möchte, kann dies bereits in dessen ersten Sitzung beschlossen werden und ist dieses   

in der Bekanntmachung der Namen seiner Mitglieder bekannt zu machen (vgl. § 49 

Abs. 2 Satz 2 HPVGWO) und darauf in dem Wahlausschreiben hinzuweisen (vgl. § 8 

Abs. 2 Nr. 17 HPVGWO). Das Vordruckmuster 1a „Bekanntgabe der Mitglieder des 

Wahlvorstandes für die Personalratswahl“ des Erlasses „Vorbereitung und Durchfüh-

rung der Wahlen“ wird um diese Auswahlmöglichkeit ergänzt. 

 

Im Zusammenhang mit der Frage, welche Vorkehrungen für eine änderungssichere 

elektronische Bekanntmachung durch den Wahlvorstand (vgl. § 2 Abs. 4 HPVGWO) er-

forderlich sind bzw. was unter einem sicheren Übertragungsweg im Zusammenhang mit 

einer elektronischen Zusendung an den Wahlvorstand (vgl. § 49 Abs. 2 und 3 

HPVGWO) zu verstehen ist, wurde berücksichtigt, dass der Wahlvorstand insoweit auf 

das von ihm genutzte behördeninterne Informations- und Kommunikationsnetz ange-

wiesen ist und ihm keine darüberhinausgehende Sorgfaltspflicht zukommen soll. Daher 

wurde insoweit deren Nutzung vorgegeben und dies im Verordnungstext und Begrün-

dung entsprechend konkretisiert. 

 

Zu § 5 Verzeichnis der Wahlberechtigten 

Im Hinblick auf eine geschlechtsneutrale Sprache wurde die vom Wahlvorstand zu er-

stellende „Liste der Wahlberechtigten“ („Wählerliste“, vgl. bisheriger § 2 Abs. 2 Satz 1 

WO) in das „Verzeichnis der Wahlberechtigten“ umbenannt (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 1 

HPVGWO).  

 

Zu §§ 9, 10 und 11 Einreichung der Wahlvorschläge, Zustimmung der Bewerberin-

nen und Bewerber  

Auch wenn der Wahlvorstand das Zusenden von Dokumenten ihm gegenüber in elekt-

ronischer Form zulassen kann (vgl. § 49 Abs. 2 HPVGWO), müssen bei Einreichung 

von Wahlvorschlägen aus dem Beschäftigtenkreis oder durch Gewerkschaften, auch 

wenn diese nun gescannt eingesendet werden können, weiterhin erforderliche Unter-

schriften von Wahlberechtigten bzw. den Beauftragten der Gewerkschaften (vgl. § 10 

Abs. 3 HPVGWO) und Einverständniserklärungen der Wahlbewerber (vgl. § 11 Abs. 2 

HPVGWO) zunächst in Urschrift auf Papierdokumenten eingeholt werden. 
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Zu § 18 Ausübung des Wahlrechts 

Unter Beachtung der zeitlichen Abfolge der Schritte der Wahlhandlung wird nun vor 

Aushändigung des Stimmzettels die Wahlberechtigung anhand eines Eintrags im Ver-

zeichnis der Wahlberechtigten geprüft und nach Stimmabgabe diese darin vermerkt 

(vgl. § 18 Abs. 1 HPVGWO). 

 

Zu § 19 Briefliche Stimmabgabe 

Abweichend vom Wortlaut des bisherigen § 16b WO (Öffnen der Briefwahlumschläge 

unmittelbar vor Abschluss der Stimmabgabe) wurde in § 19 Abs. 3 HPVGWO das Wort 

„vor“ durch „nach“ ersetzt. Praktische Gründe sprechen dafür, das Öffnen der Brief-

wahlumschläge unmittelbar „nach“ Abschluss der Stimmabgabe zu regeln. Zum einen 

muss zur Öffnung der Briefwahlumschläge bzw. Stimmenauszählung der gesamte 

Wahlvorstand, also auch die zuvor die weiteren Wahllokale betreuenden Mitglieder, zu-

sammenkommen. Andererseits soll den Briefwählerinnen und -wählern möglichst lange 

doch noch die Teilnahme am Urnengang ermöglicht werden und gleichzeitig vermieden 

werden, den schon abgegebenen Briefwahlumschlag nochmals bei der Stimmauszäh-

lung zu berücksichtigen. 

Die bisher nicht übernommene Regelung des vormaligen § 18 Abs. 4 Nr. 1 zweiter 

Halbsatz WO (Ungültigkeit von nicht in Wahlumschlägen zurückgegebenen Stimmzet-

teln bei der brieflichen Stimmabgabe) wurde klarstellend und mit einem Hinweis, wie mit 

diesem Stimmzettel zu verfahren ist, als § 19 Abs. 3 Satz 4 und 5 HPVGWO aufgenom-

men und hier auch aus systematischen Gründen die Regelung zum Umgang mit mehr-

fach abgegebenen gleichlautenden Stimmzetteln bei der brieflichen Stimmabgabe (bis-

heriger § 18 Abs. 5 WO) als Satz 6 angefügt. 

 

Zu § 22 Wahlprotokoll 

Die gesetzliche Vorgabe aus § 17 HPVG aufgreifend hat der Wahlvorstand neuerdings 

der Dienststellenleitung und den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften das 

Wahlprotokoll zuzuleiten, das nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 HPVGWO nun neben den 

gewählten Bewerberinnen und Bewerbern auch die zur Verfügung stehenden Ersatzmit-

glieder (= weitere Bewerberinnen und Bewerber nach den Wahlvorschlägen) aufführen 

muss (vgl. § 22 Abs. 3 HPVGWO bzw. § 26 Abs. 2 HPVG). 
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Zu § 24 Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

In § 24 Abs. 1 Satz 1 HPVGWO wurde im Zusammenhang mit der Aufbewahrung der 

Wahlunterlagen konkretisiert, dass diese vom Walvorstand „Nach Abschluss des Wahl-

verfahrens…“ dem Personalrat zu überlassen sind. Das „Ende der Amtszeit des Wahl-

vorstandes“ wird in der Begründung dementsprechend als mit der Konstituierung des 

neuen Personalrats nach § 28 Abs. 1 HPVG erläutert. 

 

Näheres bitte ich der als Anlage 1 beigefügten Wahlordnung zum Hessischen Personal-

vertretungsgesetz (HPVGWO) zu entnehmen. 

 

Als Anlage 2 ist eine Synopse beigefügt, der der Wortlaut der bisherigen Wahlordnung, 

der Neufassung der HPVGWO sowie die Verordnungsbegründung entnommen werden 

kann. 

 

 

Im Auftrag 

 

Gez. Gortner 

 

 

Anlagen 

Wahlordnung zum HPVG 

Synopse 

 

 


